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DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg bleibt 
soziales Korrektiv

Elisabeth Wissel, 
Fraktionsvorsitzen-
de der Linksfrakti-
on in der BVV Tem-
pelhof-Schöneberg, 
und Alexander King, 
Bezirksvorsitzen-
der von DIE LINKE 
Tempelhof-Schöne-
berg, zur Wahl des 
Bezirksamts: 
DIE LINKE ist nicht 

Teil der rotgrünen Zählgemeinschaft im Rathaus 
und versteht sich auch nicht als deren linker Au-
ßenborder. Vieles an der rotgrünen Zählgemein-
schaftsvereinbarung gefällt uns gut – manches 
davon haben wir selber angestoßen. An anderer 
Stelle konnten wir in einem separaten Abkommen 
mit SPD und Grünen weitergehende Vorhaben 
festschreiben. Und alles andere klären wir in den 
konkreten Auseinandersetzungen der kommenden 
fünf Jahre. Dabei bleiben wir so konfliktfähig, wie 
wir es in den vergangenen Jahren gewesen sind. 
DIE LINKE hat mit der SPD und den Grünen die 
Unterstützung der Bezirksbürgermeisterin und der 
von SPD und Grünen vorgeschlagenen Stadträte 
verabredet. Dafür haben wir uns auf gemeinsame 

politische Vorhaben verständigt, die in einer se-
paraten Vereinbarung von SPD, Grünen und DIE 
LINKE festgehalten sind, die am Mittwoch vor der 
Bezirksamtswahl unterzeichnet wird. U. a. soll in 
der Kurfürstenstraße die Einrichtung eines Mili-
euschutzgebietes geprüft werden. Die Jugendein-
richtungen Potse und Drugstore sollen, möglichst 
am bisherigen Standort, erhalten bleiben. Die Ver-
abredungen zur Stärkung der Bürgerbeteiligung 
müssen wir noch weiter konkretisieren und schär-
fen. DIE LINKE hat dazu Vorschläge eingebracht, 
die wir so noch nicht mit den Zählgemeinschafts-
parteien fixieren konnten. Wir bleiben dran!
Andere Forderungen der LINKEN fanden so-
gar Eingang in die Zählgemeinschaftsvereinba-
rung von SPD und Grünen, so die Einrichtung ei-
ner bezirklichen sozialen Mieterberatung an min-
destens drei Standorten in Tempelhof-Schöne-
berg, die Stärkung des Quartiersbüros W40 sowie 
die Einrichtung vergleichbarer Strukturen an wei-
teren Standorten in Marienfelde, Tempelhof und 
Lichtenrade. 
Links wirkt jetzt schon. Wenn die Zählgemein-
schaft soziale Fortschritte im Bezirk durchsetzen 
will, hat sie uns an ihrer Seite. Wo das nicht der 
Fall ist, wird sich DIE LINKE wie bislang an die Sei-
te der Betroffenen stellen. 

Hiesige Medien sind irritiert: Obwohl sie sich 
nicht verkneifen können, Fidel Castro als Ex- 
Diktator zu diffamieren, können sie nicht ver-
schweigen, dass der kubanische Revolutionär 
in aller Welt für seine historischen Leistungen 
geehrt wird. Manche zeigen sich regelrecht 
schockiert, dass Papst Franziskus für „seinen 
Bruder Fidel“ betet. 
Für Millionen Menschen, insbesondere für vie-
le Arme aus den Ländern des Südens, war Fidel 
Castro ein Held. Welcher Politiker hat in den letz-
ten Jahrzehnten gerade von den Vertretern der 
Entwicklungsländer in der UNO und ihren Insti-
tutionen so viel Beifall für die Verdienste der ku-
banischen Regierung bei der Volksbildung, bei 
der Armutsbekämpfung und beim Katastrophen-
schutz erhalten? Wie viele Menschenleben wur-
den z.B. durch die internationalen Ärztemissionen 
der kubanischen Regierung gerettet? Von diesem 

Beispiel können sich die großen kapitalistischen 
Industrienationen eine Scheibe abschneiden. Sie 
setzen hingegen gewaltige Summen dafür ein, um 
ihre Interessen in Militärinterventionen gegen die 
Völker des Südens durchzusetzen. Ihre finanzi-
ellen Beiträge zur Entwicklungshilfe sind im Ver-
gleich dazu ein Witz! 
Bei vielen Menschen weltweit unvergessen ist 
auch Fidel Castros Kampf gegen die Apartheid an 
der Seite Nelson Mandelas. Dass dieser Kampf in 
den 80er Jahren in der DDR aktiv unterstützt und 
dass in den westdeutschen Medien Fidel Castro 
und Nelson Mandela als Terroristen diffamiert 
wurden, gerät bei vielen hierzulande jedoch leicht 
etwas in Vergessenheit…
Fidel Castros Vermächtnis an die internationale 
Linke ist die Mahnung, immer die Interessen der 
übergroßen Mehrheit der Menschen durch ganz 
praktische Solidarität für die Ausgebeuteten und 

Entrechteten zu vertreten. 
Fidel Castros Biographie 
ist das Gegenstück zum 
Opportunismus so man-
cher Linker gerade in Eu-
ropa, die,  um in Regie-
rungen mitzuspielen, ihre 
Biographien und ihre poli-
tischen Grundsätze verra-
ten und sogar zu Kompro-
missen bereit sind, Aus-
landseinsätze der Arme-
en ihrer Länder im Rah-
men der NATO zu tolerie-
ren. Fidel Castro steht da 
für eine völlig entgegen 
gesetzte internationalisti-
sche, solidarische Politik. 
Er wird uns sehr fehlen!

 Carsten Schulz

Zum Tod von Fidel Castro

Die 
Friedensinitiative 

Schöneberg ruft erneut 
zu ihrer jährlichen Ge-
denkveranstaltung zum 
Sonntag, den 15. Januar 
2017 diesmal um 15.00 
Uhr in die Cranachstra-
ße 58, in Berlin-Friede-
nau, nahe dem Dürerplatz 
auf. Im Haus Cranachstra-
ße 58 wohnte Rosa 
Luxemburg von 1902 bis 
1911. Vor dem Haus be-
findet sich eine kupferne 
Gedenktafel „Rosa Luxem-
burg, bedeutende Vorden-
kerin und Vertreterin der 
Europäischen Arbeiterbe-
wegung. Sie kämpfte für 
den Frieden, soziale Ge-
rechtigkeit und internatio-
nale Solidarität der Arbei-
terklasse“. (Inschrift der 
Gedenktafel in der Wie-
landstraße 23) Am 15. Ja-
nuar 1919 wurde Rosa 
Luxemburg und Karl 
Liebknecht aus politi-
schen Gründen im Auftrag 
brutal ermordet. Wir wür-
den uns freuen, Euch/Sie 
dort begrüßen zu dürfen.

Horst Hagelberg
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Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man (derzeit) die Rat-
haus-Politik im Bezirk di-
rekt beeinflussen kann. 
Der Arbeitskreis Kom-
munales und die Verord-
neten von DIE LINKE be-
raten und unterstützen 
Sie/Dich gerne dabei.
Einwohnerfragen zur 
BVV: Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohne-
rinnen und Einwohner 
am Anfang der Sitzung 
Anliegen öffentlich ma-
chen und eine Antwort 
vom Bezirksamt abfor-
dern.
Näheres: http://
www.berlin.de/
ba.tempelhof-
schoeneberg/politik/
bvv/frage.html
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid:
Grundsätzlich sind Bür-
gerbegehren zu allen 
Themenbereichen mög-
lich, in denen die Be-
zirksverordnetenver-
sammlung (BVV) be-
schlussberechtigt ist.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
info/mehr_demokratie.
html
Eingaben und Be-
schwerden:
Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können als Petition an 
den BVV-Ausschuss ein-
gereicht werden.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/formular.php

Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen:
Bei neuen Bebauungs-
plänen sind Interventio-
nen möglich.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
organisationseinheit/
planen/
bebaungsplaene.html

BVV-Sondermittel:
„Zuschüsse für Verei-
ne, Bürgerinitiativen und 
Projekte aller Art“.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/wissen.html
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In der zweiten Sitzung der BVV wurde ein An-
trag der Linken zur Umbenennung eines geplan-
ten Multifunktionsbades in Mariendorf nach Hele-
ne Lewissohn mit sehr großer Mehrheit angenom-
men. Helene Lewissohn war die Tochter Adolf Le-
wissohns, der 1876 das Seebad Mariendorf ge-
gründet hatte. Dieses lag in der Ullsteinstraße am 
Teltowkanal und war eine sehr beliebte Einrich-
tung für die Berliner_innen. Nach dem Tod Adolf 
Lewissohns 1927 übernahm Helene den Badebe-
trieb, der auf einem Grundstück mit der Fläche 
von 2,4 Hektar stattfand. 1933 wurde das See-
bad arisiert und Helene Lewissohn gezwungen, 
das Bad zu verkaufen. Sie bekam für das Bad, das 
in den 1920er-Jahren täglich mehrere Tausend 

AfD lehnt Umbenennung eines  
Schwimmbads nach Opfer der Arisierung ab

Badegäste zählte und 1912 die nationale Quali-
fikation für die Olympischen Spiele ausgerichtet 
hatte, den Spottpreis von 151,23 Reichsmark.
Auf die Initiative von Bianca Tchinda (www.
schwimm-blog-berlin.de) hin brachte die Linke in 
der alten Wahlperiode einen Antrag (Drs. 1997/
XIX) ein, mit dem ein neues Multifunktionsbad 
nach Helene Lewissohn benannt werden sollte. 
In der neuen BVV, in der es jetzt eine AfD-Frakti-
on gibt, wurde der Antrag von allen Fraktionen an-
genommen. Lediglich die AfD votierte mit einem 
Nein dagegen. Dies war ein klares Zeichen und 
sollte allen zu denken geben, die diese Rechtspo-
pulisten verharmlosen.

Martin Rutsch  

Die BVV hat sich konstituiert (zumindest in 
der ersten Etappe, die Bezirksbürgermeister/
in, Stadträtinnen und Stadträte, sowie Bei-
sitzer fürs Präsidium werden im November 
gewählt). Entsprechend groß war das Publi-
kums-Interesse, so dass im BVV-Saal kein Sitz-
platz mehr frei blieb.
Auf Antrag von drei Verordneten wurde in gehei-
mer Wahl abgestimmt. Zum Vorsteher wurde Herr 
Böltes (SPD) mit 46 Ja-Stimmen (7 Nein, 1 Enthal-
tung) gewählt. Stellvertretende Vorsitzende wur-
de Frau Zander-Rade (Grüne) ebenfalls mit 46 Ja-
Stimmen (8 Nein, 1 Enthaltung). Stellvertretende 
Schriftführerin ist Frau Preussker (CDU), gewählt 
mit 44 Ja-Stimmen (6 Enthaltungen). Schwieri-
ger wurde es bei der Abstimmung über den AfD-
Kandidaten, Herrn Mundt, zum stellvertretenden 
Schriftführer. Erst im 3. Wahlgang konnte er eine 
knappe Mehrheit von 16 Ja-Stimmen (10 Nein, 29 
Enthaltungen) erreichen. 

Proteste und Störungen der Sitzung waren von 
Bezirksamtsseite im Vorfeld für möglich ge-
halten worden. Doch anders als in anderen 

Bezirksparlamenten, 
die sich alle zeitgleich 
konstituierten, gab es 
außer Zwischenrufen 
und Geraune bei der 
Ansprache von Herrn 
Mundt (AfD) keinen Ek-
lat. Er hatte als „Alters-
präsident“ die Gelegen-
heit, die Sitzung zu er-
öffnen, und nutzte die-
se mit einer persönli-
chen Ansprache. Mit 
einem Rundumschlag 
diffamierte er die ge-

genwärtigen politischen Zustände, im Sinne der 
AfD, nach der wir in einer Gesinnungsdiktatur mit 
ideologischer Gleichschaltung leben. Bezogen auf 
seine Partei gäbe es politische Intoleranz, gar po-
litischen Hass. Auffallend war in seiner Rede die 
Häufung des Freiheitsbegriffes und der Demo-
kratie, die er in den jetzigen Zuständen gefährdet 
sieht. Die AfD ist eine verlogene Partei, die vor-
gibt, edle Werte zu vertreten. In Wirklichkeit steht 
sie für neokapitalistische Interessen, in denen so-
zial Benachteiligte gar nicht vor kommen. In ih-
rer Wahlwerbung setzte sie vor allem auf Ausgren-
zung und ein extrem konservatives Demokratie-
verständnis. Demokratiegefährdet wird Deutsch-
land erst, wenn eine AfD das Sagen hätte. Das 
werden jedoch starke linke Kräfte, gegen rechte 
Parteien, die das Rad der Geschichte zurück dre-
hen wollen, verhindern. 

Klare Worte fand der neue Vorsteher, indem er auf 
Aussagen von Herrn Mundt reagierte, zum Bei-
spiel so: „Hier werden Menschen respektiert, egal 
wo sie her kommen...“

Elisabeth Wissel

Konstituierung der BVV am 27.10.2016
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Elisabeth Wissel
Telefon: 01577 34 62 721
elisabeth.wissel@ 
linksfraktion-ts.de

Termine nach telefonischer-
Vereinbarung
Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg:
Raum 2115
Tel: 030/ 90 2 77 4898
E-Mail:  
kontakt@linksfraktion-ts.de
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr 
 
Fraktionssitzung:
Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.
Fraktionssitzungstermine
Sitzungsvorbereitung der 
BVV, Montag 06.01. um 19 
Uhr u. Schwerpunktthema, 
Freitag 16.01.2017 um 
18 Uhr im Raum 2115 im 
Rathaus Schöneberg.

Bezirksverordneten-
versammlung (BVV)
Die erste öffentliche 
BVV-Konstituirendesitzung 
der neue Legislaturperiode 
war am Donnerstag 27. 
Oktober, die 2. am 16.11. 
die 3. wird am 14.12.2016. 
Die nächste wird am 18. 
Januar 2017 um 17 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, BVV-
Saal statt. 

 DIE LUPE Dezember 2016 3    www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/bvv-online/allris.net.asp

He l fen  s ta t t  r eden  -  D IE  L INKE .  im  Ra thaus  i s t  f ü r  S ie  da !

Martin Rutsch
martin.rutsch@ 
linksfraktion-ts.de

Jürgen Dahl
Juergen.dahl@ 
linksfraktion-ts.de

Christine Scherzinger
Christine.scherzinger@ 
linksfraktion-ts.de

Carolin Behrenwald
Carolin.Behrenwald@ 
linksfraktion-ts.de

Liebe Tempelhof-Schöneberger_innen,

am 18. September 2016 wurde DIE LINKE. mit 8,7 % erstmals in Fraktionsstärke in die Bezirksverord-
netenversammlung (BVV) von Tempelhof-Schöneberg gewählt. DIE LINKE. ist nun mit 5 Verordneten in 
der BVV vertreten. Unser Plus von 5 Prozentpunkten hat gezeigt, dass immer mehr Menschen in unse-
rem Bezirk eine soziale Alternative zu den anderen Parteien wollen. Wir nehmen das als Verantwortung. 
,,Helfen statt reden" - das war unser Motto im Wahlkampf. Und das ist unser Anspruch auch nach der 
Wahl. Wir möchten gerne Ihre eigenen Anliegen hören und mit Ihnen diese politisch umsetzen. Hierzu 
bieten wir jeden Mittwoch von 15-17 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum 2115) eine Sprechstunde 
an, zu der wir Sie herzlich einladen. Eine Anmeldung vorab ist nicht notwendig. Ferner können Sie uns 
auch per Mail unter kontakt@linksfraktion-ts.de erreichen. Wir freuen uns auf Sie!

Chancenloser Eilantrag der AfD, Bezirksamts-
wahl wurde abgeschlossen
Für Aufregung sorgte die Mitteilung, die unsere 
Fraktion kurz vor der BVV-Sitzung erreichte. Die 
AfD hatte beim Berliner Verwaltungsgericht ei-
nen Dringlichkeitsantrag auf Widerspruch zu den 
vorgesehenen Wahlen gestellt. Sie wollten für 
sich einen Bezirksstadtratsposten durch ein an-
deres Stimmen-Zählverfahren erwirken. Die Wah-
len waren zwar dadurch verzögert, das änderte 
aber nichts am grundsätzlichen Procedere. Dazu 
gibt das Bezirksverwaltungsgesetz eindeutig Aus-
kunft, wie die Sitzverteilung (nach d´Hondt) nach 
der Stimmenmehrheit der Parteien geregelt wird. 
Die AfD will Aufmerksamkeit erzwingen, wie sie es 
auch in anderen Bezirken versucht hat. 

Bezirksbürgermeisterin ist weiterhin Frau Schött-
ler (SPD), gewählt mit 31 Ja-Stimmen. Sie ist zu-
ständig für Finanzen, Personal und Wirtschaftsför-
derung. Interessant dabei: Nur durch die Stimmen 
der LINKEN wurde Frau Schöttler im ersten Wahl-
gang gewählt und ein zweiter oder vielleicht drit-
ter Wahlgang verhindert. 
Die Funktion des stellvertretenden Bürgermeis-
ters hat Herr Oltmann (Grüne) – 36 Ja-Stimmen – 
mit dem Ressort Stadtentwicklung inne. 
Frau Kaddatz (CDU) bekam 35 Ja-Stimmen, sie ist 
wie vorher zuständig für Bildung und Kultur, 
dazu kam Soziales. Jugend, Umwelt, Gesundheit, 

Schulen und Sport wird Herr Schworck (SPD) – 
37 Ja-Stimmen – vertreten. 
Neu als Stadträtin ist Frau Heiß (Grüne) – 32 
Ja-Stimmen – für die Ressorts Bürgerdienste/
Ordnungsamt und Straßen- und Grünflächen 
verantwortlich. 
DIE LINKE unterstützte die Wahl der SPD- und 
Grünen-Vorschläge nur gegen eine Vereinbarung 
über politische Projekte (siehe Pressemitteilung), 
die wir als LINKE in dieser Wahlperiode umsetzen 
wollen. 

Antrag zu Soziales fast einstimmig 
angenommen
Erfreulich ist die fraktionsübergreifende Unter-
stützung des Antrags „Obdachlose vor dem Er-
frieren retten“ (Drs.0010), der ursprünglich auf 
DIE LINKE zurückgeht. DIE LINKE weißt damit auf 
die Dringlichkeit hin, dass schnellstens gehandelt 
werden muss. Zu unserer Antragsbegründung: 
„Erschöpfte und gesundheitlich labile Menschen 
müssen derzeit den ganzen Tag in der Kälte ver-
bringen. Entsprechende Einrichtungen (mit Schlaf-
plätzen) öffnen meist erst abends. Beim „runden 
Tisch Obdachlosigkeit“ wurde u.a. nach Verbesse-
rungen für Menschen, die auf der Straße leben ge-
sucht. Dies wäre eine Möglichkeit Obdachlose vor 
dem Erfrieren zu retten.“

Elisabeth Wissel

BVV-Nachrichten am 16. November 2016
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Unser Abgeordneter
im Abgeordnetenhaus

Harald Gindra
Tel: 01525 45 25 000
Gindra@linksfraktion.berlin

Harald Gindra ist der Wirt-
schaftspolitishe Sprecher 
der Linksfraktion im Abge-
ordnetenhaus.
Sein Wahlkreisbüro wird 
er in Marienfelde eröffnen. 
Bis dahin erreichen Sie ihn 
nach telefonischer Verein-
barung: Tel. 21 99 71 40, in 
der Roten Insel.

Gespräch mit 
dem neuen 
Vorsitzenden 
der LINKEN 
Tempelhof-
Schöneberg

LUPE: Du bist 
am 3.11. zum 
neuen Vorsit-
zenden unse-
res Bezirksver-
bands gewählt 

worden – als Nachfolger von Carsten Schulz, der 
den Verband zuvor viele Jahre geleitet hat. Das 
sind große Fußstapfen.
King: Ja, das stimmt. Als ich vor 15 Jahren Mit-
glied der PDS Tempelhof-Schöneberg wurde, be-
gann zugleich eine politische Freundschaft mit 
Carsten, die mich seither stark geprägt hat. Ich 
bin sehr dankbar dafür. Ich habe damals eine 
herzliche Aufnahme in diesen Bezirk erfahren, in 
den es mich, aus dem schwäbischen Tübingen 
kommend, verschlagen hatte. Als Carsten mich 
bat, als sein Nachfolger zu kandidieren, hat mir 
das ganz schön Respekt eingeflößt. Ich habe es 
trotzdem gewagt und hoffe auf die Unterstützung 
der Genoss_innen. 
LUPE: Ganz unbekannt bist du ja im Verband 
nicht. 
King: Ich war die letzten Jahre in unterschiedli-
chen Funktionen im Bezirksverband aktiv: als Mit-
glied des Vorstands, Schriftführer, stellvertreten-
der Vorsitzender und Bezirkswahlkampfleiter bei 
den Bundestagswahlen 2009 und 2013, den Euro-
pa-Wahlen 2009 und 2014 sowie den Berlin-Wah-
len 2011 und 2016. 
LUPE: Wie stellt sich für dich die aktuelle Situati-
on des Verbands dar? 
King: Wir stellen heute eine Fraktion in der BVV, 
entsenden einen Abgeordneten ins Berliner Ab-
geordnetenhaus, vor allem aber: Jede_r Zehnte 

in Tempelhof-Schöneberg hat uns bei den letzten 
Bundestags-, Europa- und Berlin-Wahlen das Ver-
trauen geschenkt. Das ist eine Verpflichtung. Aus 
den Wahlerfolgen ergeben sich neue Ressourcen 
für unsere politische Arbeit. Wenn die gut nut-
zen, können wir mehr für die Menschen im Bezirk 
erreichen.
LUPE: Welchen Kurs willst du mit dem Verband 
einschlagen?
King: Eigentlich will ich v. a. den erfolgreichen 
Kurs der letzten Jahre fortsetzen. Der wachsen-
de Zuspruch im Bezirk hat damit zu tun, dass DIE 
LINKE Tempelhof-Schöneberg stets praktische An-
gebote der Unterstützung und Beteiligung mit kla-
ren politischen Grundsätzen verbunden hat: sozi-
ale Beratungsangebote, praktische Hilfe für Mie-
ter_innen in Not, gemeinsamer Protest mit An-
wohner_innen gegen unsoziale Bauprojekte und 
Willkür, Initiativen in der BVV, die konkrete Vor-
schläge von Bürger_innen aufgreifen, Aktionen 
vor dem JobCenter, monatlich unsere LUPE, zahl-
lose Gespräche mit den Passant_innen an den In-
fotischen und regelmäßige Briefkastenaktionen. 
So haben wir eine breite Verankerung in unserem 
Bezirk erreicht. 
LUPE: Auch die AfD hat in Tempelhof-Schöneberg 
Fuß gefasst. Wie willst du dem Vormarsch der 
Rechten im Bezirk begegnen?
King: Wir müssen vor allem dorthin, wo sich die 
Leute aus Enttäuschung über ihre soziale Situati-
on von der Politik, und leider manchmal auch von 
uns, abgewandt und im schlimmsten Fall der AfD 
zugewandt haben. Wir zeigen klare Kante gegen 
Rassismus! Rassistische AfD-Wähler_innen errei-
chen wir nicht. Aber wir führen den Kampf um die 
Stimmen der sozial Enttäuschten, die eigentlich 
nicht der AfD gehören sollten. DIE LINKE muss 
im Bezirk und natürlich in ihrer Gesamtheit blei-
ben, was sie ist: die Interessenvertreterin für die-
jenigen, die in dieser Gesellschaft nicht gehört 
werden. 

Alexander King: DIE LINKE ist 
Interessensvertreterin derjenigen, die 
sonst nicht gehört werden

Es ist nicht damit getan den Völkermord an den 
Herreros und Namas während der deutschen Ko-
lonialzeit anzuerkennen und ihnen eine Gedenk-
stätte zu weihen. Die Opfer müssen entschä-
digt und unsere Kolonialgeschichte aufgearbeite-
te werden; d.h. sie gehört auch in die Geschichts-
bücher. Idealiter könnte dies zu einer Kooperati-
on und Verbesserung der Lebensbedingungen für 
viele Afrikaner führen. Vorstellbar wäre z.B., die-
se Staaten finanziell zu unterstützen, im Gegenzug 

für die Gewährung von Asyl, die Unterbringung 
und die Integration von Geflüchteten aus ande-
ren afrikanischen Staaten. Derzeit sehen die aus 
vielen Gründen Flüchtenden keine Alternative als 
sich nach Europa durchzuschlagen, um hier eine 
neue Lebensgrundlage zu finden. 

Karin Harris

Kolonialismus

Fortsetzung von Seite 5
Wir wollen einen lebendi-
gen, bunten Kiez, in dem 
jeder Lebensentwurf sei-
nen Platz und seine Be-
rechtigung hat, und keine 
anonymen Glas- und Stahl-
konstruktionen hinter ho-
hen Zäunen, in denen gut 
betuchte Mietenzahler_in-
nen leben, die zwar das 
Geld haben, sich standes-
gemäß dort einzunisten, 
aber keinerlei Verbindung 
mehr zum Kiez und seinen 
Menschen haben. Der Kiez 
gehört den Menschen vor 
Ort, die sich jeden Tag da-
für einsetzen, dass er für 
alle lebenswert bleibt!

Carolin Behrenwald

Schöneberger Norden 
im Wandel

Ausstellung in der 
Roten Insel 
Klasse Lucander der 
Kunst Institut der 
Universität der Künste 
(UdK) stellt in den 
Räumen der LINKEN in 
Tempelhof-Schöneberg 
aus. 
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Erklärung des Bezirksvorstands DIE LINKE 
Tempelhof-Schöneberg vom 9.11.2016.
Wir sprechen uns dafür aus, dass DIE LINKE mit 
einer Doppelspitze in den Bundestagswahlkampf 
2017 zieht. Spitzenteams aus drei, vier oder noch 
mehr Genoss_innen tragen nicht zur Klarheit im 
Auftritt nach außen bei, sondern erzeugen den 
Eindruck von Zerrissenheit und politischer Un-
schärfe. Ein klares inhaltliches Profil muss auch 
klar und deutlich personalisiert werden. Wir brau-
chen zwei Personen, die in den sozialen Auseinan-
dersetzungen in unserer Gesellschaft erkennbar 
auf der richtigen Seite stehen – auf der Seite der-
jenigen, deren Interessen sonst wenig Berücksich-
tigung finden. 
Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch sol-
len die Doppelspitze bilden. Sahra und Dietmar 
sind die Fraktionsvorsitzenden und sollen es auch 
nach der Wahl bleiben, denn sie führen die Frak-
tion erfolgreich als gut abgestimmtes Team. Da-
raus ergibt sich logisch, dass Sahra und Dietmar 
auch die Spitzenkandidatur übernehmen. Wir er-
muntern andere Kreis- und Bezirksvorstände und 
alle Gliederungen der Partei, sich in diesem Sinne 
zu positionieren, um den Findungsprozess schnell 

zu einem Ende zu bringen, bevor er DIE LINKE 
beschädigt. 
Sahra Wagenknecht ist die mit Abstand populärs-
te Politikerin unserer Partei. Sie spricht sehr viele 
Menschen an, die von ihr die Vertretung ihrer In-
teressen erwarten. Es ist völlig klar, dass sie eine 
herausgehobene Rolle im Bundestagswahlkampf 
spielen muss. Im Berlin-Wahlkampf hat sie zwei 
äußerst erfolgreiche Termine in Tempelhof-Schö-
neberg absolviert. Darüber hinaus haben sich an 
den Infoständen unzählige Passant_innen positiv 
auf sie bezogen. Wir verdanken ihr einen Gutteil 
unseres Wahlerfolges und unterstützen auch des-
halb ihre Kampagne im „Team Sahra“ (team-sah-
ra.de). 
DIE LINKE muss mit einem eigenständigen Pro-
fil und klarer Kante sowohl gegen die AfD als auch 
gegen die neoliberale Politik und Kriegspolitik der 
etablierten Parteien in den Wahlkampf ziehen. Ein 
Lagerwahlkampf, in dem wir uns an die Seite der-
jenigen stellen, die die falsche Politik der letzten 
Jahre und ihre Konsequenzen zu vertreten haben, 
würde uns schwächen. Deshalb unterstützen wir 
die Kandidatur von Sahra Wagenknecht und Diet-
mar Bartsch.  

Für eine Wende zu sozialer Gerechtigkeit und für eine konsequente 

Friedenspolitik! 

Mit Sahra und Dietmar in einen 
eigenständigen Bundestagswahlkampf 
2017

„Keine Lust auf Berlins traurigstem Straßen-
strich“, „Die Kurfürstenstraße ist jetzt nur noch 
halb kriminell“ und „Kurfürstenstraße – Berlins 
schlimmster Straßenstrich“ – das sind die Schlag-
zeilen, die man findet, wenn man nach Berichter-
stattung über den Kiez rund um die Kurfürsten-
straße sucht.
Nun haben Investoren die Gegend unweit vom 
Potsdamer Platz für sich entdeckt und versuchen, 
die begehrte City-Lage in bares Geld umzuwan-
deln. Die neuen Projekte tragen klangvolle Na-
men wie „Carré Voltaire“ und „Kurfürstenhof“. Sie 
alle werben für sich mit dem Versprechen, hohe 
Wohn-Qualität so wie eine luxuriöse Ausstattung 
zu bieten, und mit hohen Sicherheitsstandards. 
Projekte wie diese werden das Quartier nachhal-
tig verändern. 
Durch die Neubauprojekte wird eine massive Auf-
wertung des Kiezes in Gang gesetzt, was vor al-
lem steigende Mieten und eine veränderte Ein-
zelhandels- und Gastronomiestruktur nach sich 
zieht. Dadurch wird sich auch die Zusammenset-
zung der Anwohner_innen im Kiez verändern und 
mit ihnen die  Anforderungen an die soziale Infra-
struktur vor Ort. 

Was wiederum auch Auswirkungen auf die ge-
wachsenen Selbstverwaltungsstrukturen, wie 
zum Beispiel das Kiezpalaver und den Quartiers-
rat, hätte. Könnten diese doch im Zuge der Ent-
wicklung auf der Kippe stehen – denn höchst-
wahrscheinlich haben die neuen Eigentümer we-
nig Interesse an Mitsprache und Mitbestimmung 
„von unten“. Der Kiez würde glatter, weniger viel-
fältig – schlicht weniger interessant. 
Auf jeden Fall soll durch die die Neubauprojekte 
der Straßenstrich vor Ort verdrängt werden. Orte, 
an denen die Frauen ihre Dienstleistung „verrich-
ten“ können, sind jetzt schon knapp und werden 
immer seltener werden. So werden auf der einen 
Seite die Frauen gezwungen, in die Wohngebie-
te auszuweichen _ mit den bekannten Folgen von 
Beschwerden über Müll und Lautstärke. Oder sie 
werden in die für sie unsichereren Randgebiete 
der Stadt vertrieben und sind dort noch weniger 
geschützt vor Gewalt und Kriminalität und haben 
noch weniger Zugang zu Beratungsangeboten. 

Fortsetzung auf Seite 4

Schöneberger Norden im Wandel

PM: Wir bleiben - 
DIE LINKE Tempelhof-
Schöneberg setzt 
Kunst gegen Gewalt
Mehrmals wurde die 
Fensterfront der LINKE-
Geschäftsstelle in der 
Feurigstraße (Schöne-
berg) mutmaßlich von 
rechten Gewalttätern 
mit Steinen beworfen 
und teilweise schwer 
beschädigt. Dann reich-
te es dem Landesver-
band: Eine einwurfsiche-
re Jalousie wurde einge-
setzt. Um die Geschäfts-
stelle (“Rote Insel”) nicht 
wie eine Festung ausse-
hen zu lassen, beschloss 
man, sie von den Spray-
ern Olli und George kunst-
voll-politisch gestalten zu 
lassen. Über Monate hielt 
das Kunstprojekt die ge-
samte Nachbarschaft rund 
um die Rote Insel in Atem 
und entwickelte sich zu ei-
nem echten Hingucker. 
Am heutigen Mittwoch 
wurde die fertig gestaltete 
Außenjalousie eingeweiht. 
Die Fraktionsvorsitzende 
der LINKEN im Bundestag, 
Dr. Sahra Wagenknecht, 
kam deshalb nach Schöne-
berg und traf die Künstler. 
Im Gespräch wurde deut-
lich, dass das Kunstwerk 
nicht nur für sich steht, 
sondern für die Entschlos-
senheit der LINKEN, sich 
nicht von rechter Gewalt 
vertreiben zu lassen. Ein 
wichtiges Signal, nicht nur 
für DIE LINKE, sondern für 
den gesamten Kiez. 

         Alexander King 
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Unverändert 3,5 
Millionen Erwerbslose
Zeit zu handeln statt 
zu tricksen Wer die tat-
sächliche Arbeitslosigkeit 
erfassen will, muss ehrlich 
rechnen. (...) Hier ist die 
tatsächliche Zahl, die allein 
auf amtlichen Daten der 
Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit beruht. Im 
November 2016 waren 
immernoch ca.  3,5 Millio-
nen Menschen arbeitslos. 
Darüber hinaus tauchen 
261.000 nicht erwerbstä-
tige Personen – die sog. 
stille Reserve1 – in keiner 
Arbeitslosenstatistik auf, 
weil sie sich entmutigt vom 
Arbeitsmarkt zurückgezo-
gen haben und sich nicht 
(mehr) als arbeitslos regist-
rieren lassen.
Offizielle Arbeitslosigkeit 
im November 2016
                          2.531.975 
Nicht gezählte Arbeitslo-
se verbergen sich hinter: 
Älter als 58 beziehen Ar-
beitslosengeld I und/oder 
ALG II 0                 160.834
Ein-Euro-Jobs (Abeitsgele-
genheiten)               87.668 
Förderung von Arbeits-
verhältnissen 2         8.041
Fremdförderung    200.959
Bundesprogramm soziale 
Teilhabe am Arbeitsmarkt 
3Besch.sforderung   8.160     
Berufliche Weiterbildung         
                              173.782
Aktivierung und berufliche-
Eingliederung (z.B. Vermitt-
lung durch Dritte)                 
                              242.580
Beschäftigungszuschuss
(für schwer vermittelbare
Arbeitslose)              2.704
Kranke Arbeitslose (§126 
SGB III)                    74.866
Nicht gezählte Arbeits-
lose gesamt:       959.594
Tatsächliche Arbeitslo-
sigkeit im Mai 2016     
                          3.491.569
Quelle: BfA Monatsbe-
richt September 2016, 
S. 68; 0Die dort  aufge-
führte Altersteilzeit sowie 
Gründungszuschusse und 
sonstige geförderte Selbst-
ständigkeit haben wir in 
der Tabelle nicht berück-
sichtigt. Die dort ebenfalls 
älteren Arbeits-losen die 
aufgeführten auf Grund 
verschiedene rechtliche 
Regelungen (§428 SGB III, 
65 Abs. 4 SGB II, 53a, Abs. 
2, SGB II u.a.) nicht als 
Arbeitslose zählen, älter 
als 58 beziehen ALG I oder 
ALGII. 1IAB Kurzbericht  
20/2016 Seite 10; (Stille 
Reserve im engeren Sinn - 
Prognose 2016/2017) 2Mit 
dem Gesetz zur Verbesse-
rung der Einglie-derungs-
chancen...zum Juli2012(...) 
zur Förderung von Arbeits-
verhältnisse (FAV verbun-
den. 3Mit 05.2016 neu in
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Wir brauchen zweifellos neue Wohnungen, 
nicht irgendwelche, sondern primär für Mie-
ter_innen mit geringen Einkommen. Die am 
besten geeigneten Bauherrinnen für solche 
Wohnungen sind die sechs landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften. Zu denen ge-
hört die Gewobag. Sie ist u.a. Eigentümerin des 
Wohnquartiers Am Mühlenberg zwischen Baden-
scher, Innsbrucker, Freiherr-vom-Stein- und Me-
raner Str., in unmittelbarer Nähe vom Rathaus 
Schöneberg.

Dort wurde 1960 durch einen Bebauungsplan 
„eine offene Bebauung mit zusammenhängenden 
Frei- und Grünflächen gesichert“ und eine Sied-
lung für ca. 400 Wohnungen mit einem Punkt-
hochhaus und mehreren 4-6-gerschossigen Wohn-
gebäuden errichtet.

Von „gesichert“ kann aber heute nicht mehr die 
Rede sein. Durch eine sogenannte Nachverdich-
tung will die Gewobag mit Unterstützung von Be-
zirksamt und Senat die vorhandene Bebauung 
durch ein Planänderungsverfahren um ca. 250 
Wohnungen, u.a. mittels Erweiterung des beste-
henden 12-geschossigen Hochhauses und 3 zu-
sätzlicher 7-8geschossiger, sogenannten Garten-
häuser, erweitern.

Das Prinzip der „gegliederten und aufgelockerten 
Stadt“, das bei der Planung des Wohnquartiers für 
Westberlin gesamtstädtische Verbindlichkeit be-
saß (Baunutzungsplan 1958/60) und auch heute 

noch speziell für den Schutz und die Entwicklung 
von Grünflächen besonders in der Innenstadt Be-
rücksichtigung verdient, soll hier also einmal mehr 
aufgegeben werden. Gravierend dabei: Die ge-
samtstädtischen Voraussetzungen für einen der-
art massiven Eingriff in bestehende Wohnverhält-
nisse liegen nicht vor und wurden offenbar auch 
bewusst ignoriert. Allein das in Schöneberg-Nord 
bereits 1994 amtlich registrierte Defizit von 44 
ha an öffentlichen, wohnungsnahen Grünflächen 
würde hier erneut um ca. 0,3 ha vergrößert. Der 
nahegelegene Volkspark Schöneberg-Wilmers-
dorf wurde dabei ebenfalls schon 1994 als völ-
lig überlastet eingestuft. Ferner wurde nicht be-
achtet, dass es außerhalb der „inneren Stadt“ (S-
Bahnring), aber damit keineswegs „jwd“, reichlich 
Wohnbauflächen gemäß der vorbereitenden Bau-
leitplanung (Flächennutzungsplan 2015) mit ech-
tem Nachverdichtungspotenzial gibt.

Wieder einmal soll hier also den unteren und mitt-
leren Einkommensschichten eine einseitige Ver-
schlechterung ihrer Lebensbedingungen aufgenö-
tigt werden. Die Bewohner_innen des Wohnquar-
tiers haben jedoch gegen diese Entwicklung die 
„Mühlenberg-Initiative“ gebildet und gegenüber 
Gewobag, Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg und 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt unmissverständlich klargestellt, dass sie 
dieses Vorhaben nicht widerstandslos hinnehmen 
werden.

Jörg Simon, Dipl.-Ing. 

Unzulässige Nachverdichtung des 
Wohnquartiers Am Mühlenberg

Am ersten Oktoberwochenende nahm Azize 
Tank an einer internationalen Konferenz zum 
Thema „Folgen des Irak-Krieges“ in Beirut/
Libanon teil. Anschließend fanden mithilfe 
der deutschen Botschaft Besuche von Flücht-
lings-Lagern statt. In dem von der UNWRA (Uni-
ted Nations Relief and Works Agency) betreuten 
Camp waren palästinensische Geflüchtete und 
den vom UNHCR (United Nations High Commis-
sioner for Refugees) betreuten Camp Geflüch-
tete aus Syrien. Das relativ arme Libanon mit 
nur knapp viereinhalb Millionen Einwohnern hat 
derzeit mehr als eineinhalb Millionen Geflüchtete 
aufgenommen. In manchen Regionen leben mehr 
Geflüchtete als Libanesen(!) und trotzdem es gibt 
keine Protest-Aufmärsche mit Hass-Parolen oder 
gar Sprengstoffanschläge wie der auf eine Mo-
schee in Dresden wenige Tage vor der Konferenz. 
Dazu sagt Azize Tank: „Man kann sich vorstellen, 
wie beschämend es für mich war, bei unseren 

Gesprächen vor Ort das reichste Land Europas 
zu repräsentieren, das im Vergleich zu Libanon 
nur wenige Geflüchtete aufnimmt, sich an den 
EU-Außengrenzen weiter militärisch abschotten 
und hierzulande die Geflüchteten ausgrenzen 
will, und in dem fast täglich rassistisch motivierte 
Verbrechen geschehen. Kein Mensch, der das 
Elend hier in den Camps mitbekommen hat, wür-
de auf solche Ideen kommen - auch nicht, diesen 
Geflüchteten die Einreise unmöglich zu machen, 
Asylgesetze zu verschärfen oder von „Überfrem-
dung“ und „Obergrenzen“ zu fabulieren. Jede 
Gesellschaft, die den Anspruch hat, die universel-
len und die sozialen Menschenrechte zu achten, 
muss hier helfen so gut es nur irgendwie geht!“

Konferenz „Folgen des Irak-Krieges“ 
in Beirut/Libanon
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Aufmerksamen Beobachtern wird es 
nicht entgangen sein, dass sich auf 
dem Gelände der ehemaligen Kohlen-
handlung von Annedore und Julius Le-
ber an der Torgauer Straße etwas ge-
tan hat. Nicht nur, dass auch dieses Jahr 
den Sommer über eine Open-Air-Ausstel-
lung zum Thema "Treffpunkt Kohlenhand-
lung. Julius Lebers Kontakte im Wider-
stand." zu sehen war. In den letzten zwei 
Monaten haben fleissige Hände des Ar-
beitskreises Lern- und Gedenkort Anne-
dore und Julius Leber das wild wuchern-
de Grün von Gelände entfernt. 

Hintergrund für diese Aktivitäten ist der 
am 25. Juli 2016 unterschriebene Nut-
zungsvertrag zwischen dem Bezirksamt 
und dem Stadtteilverein Schöneberg e.V.. 
Seit dem 1. September 2016 steht das 
Gelände dem Stadtteilverein offiziell zur 
Verfügung und die eigentliche Arbeit am 
Aufbau des geplanten Lern- und Geden-
kortes Annedore und Julius Leber kann 
beginnen. Konzeptionelle Überlegungen 

zur baulichen und inhaltlichen Ausge-
staltung hat der Arbeitskreis in den ver-
gangenen vier Jahren bereits angestellt. 
Nun muss das Ganze in eine professi-
onelle und für entsprechende Förder-
anträge tragfähige Form gebracht wer-
den. Das wird noch Zeit brauchen und 
sicher ein Schwerpunkt der Arbeit im 
Jahr 2017 sein. Gleichwohl sind die an-
fallenden Unterhaltungskosten für das 
Haus und das Gelände bereits jetzt vom 
Stadtteilverein zu tragen. Aus diesem 
Grunde wurde ein Förderkreis Lern- 
und Gedenkort Annedore und Julius Le-
ber unter dem Motto �Die Kohlenhand-
lung braucht Kohle� ins Leben gerufen. 
Die Aktiven des Arbeitskreises und des 
Stadtteilvereins hoffen auf Menschen, 
die in der Lage und bereit sind, die Fi-
nanzierung der jährlichen Betriebskos-
ten des Lern- und Gedenkortes Anne-
dore und Julius Leber zu unterstützen. 
So kann das Vorhaben auf eine dauer-
hafte Grundlage gestellt und die Unab-
hängigkeit der Einrichtung langfristig 

Lern- und Gedenkort für Annedore und 
Julius Leber – ein Meilenstein ist erreicht

Prof. Dr. Karl Döring berichtete aus 
seiner Zeit als Generaldirektor in der 
DDR-Stahlindustrie und von den Erfah-
rungen mit der Treuhand Vize-Minis-
ter für Erzbergbau, Metallurgie und Kali in 
der DDR, Generaldirektor des VEB Band-
stahlkombinats und Direktor des Eisen-
hüttenkombinats Ost (EKO) – und nach 
der Wende: kurzzeitig Stellvertreter von 
Rohwedder in der Treuhand und Ret-
ter des Stahlstandorts Eisenhüttenstadt 
als Vorstandsvorsteher der EKO Stahl 
AG: Prof. Dr. Karl Döring, Jahrgang 1937, 
kann viel erzählen über die Industriali-
sierung der DDR, über den Anspruch ei-
ner sozialistischen Wirtschaft, über Stär-
ken und Fehlsteuerungen. Aber auch: 
über die Deindustrialisierung der DDR im 

Interesse westdeutscher Konzer-
ne nach der Wende. Und er kann 
vergleichen. Eine kapitalistische 
Wirtschaft kann keine soziale Ge-
rechtigkeit erzeugen, resümier-
te er am Donnerstagabend in 
der Geschäftsstelle der LINKEN 
Tempelhof-Schöneber („Rote In-
sel“) vor rund 20 interessierten 
Zuhörer_innen. Döring stamm-
te selbst aus einfachsten Verhält-
nissen: aus einer Familie von We-
bern. Das traf für rund zwei Drit-

tel der Generaldirektoren in der DDR zu. 
Die Dankbarkeit für den Aufstieg, der 
durch die neue Gesellschaft möglich wur-
de, erklärte einen Teil der Motivation der 
Generaldirektoren, die nur rund dreimal 
so viel verdienten, wie ein einfacher Ar-
beiter im Kombinat – kein Vergleich zu 
der Lohnspreizung, die wir heute in vie-
len Unternehmen haben.

 Auch die Probleme der DDR-Planwirt-
schaft wurden diskutiert: Pläne und ge-
sellschaftliche Erfordernisse passten im 
Laufe der Zeit immer weniger zusam-
men. Die Spielräume für die Lenkung der 
Betriebe fehlten ebenso wie marktwirt-
schaftliche Elemente, die zwischen Ange-
bot und Bedarf hätten vermitteln können. 

Erfahrungen eines DDR-Wirtschaftslenkers
Leistungsanreize waren nicht oder falsch 
gesetzt. Deutliche Defizite in der demo-
kratischen Entwicklung kamen hinzu.

Die Produktivität blieb hinter der des ka-
pitalistischen Auslands zurück. Zwangs-
läufig, denn der Anspruch, dass die Wirt-
schaft einer sozial gerechten Entwick-
lung dienen solle, verträgt sich nicht mit 
maximaler Ausbeutung der Menschen. 
Insofern war das Versprechen, den Wes-
ten überholen zu wollen, vielleicht nie 
realistisch, so Döring. Die Grundorien-
tierung der DDR-Wirtschaft auf gesell-
schaftlichen Bedarf statt auf Profitstre-
ben verteidigte Döring dennoch. Als 
nach der Wende die DDR-Industrie abge-
wickelt wurde, war auch EKO in Gefahr. 
Döring erinnert sich an den Wechsel von 
Rohwedder zu Breuel im Jahr 1991, nach 
Rohwedders Ermordung. Von da an wur-
de der Ansatz, die DDR-Industrie zu mo-
dernisieren, aufgegeben und durch gna-
denlose Privatisierung ersetzt – mit dem 
Ergebnis von flächendeckender Deindus-
trialisierung und Massenarbeitslosigkeit. 
Der Stahlstandort Eisenhüttenstadt blieb 
erhalten – auch dank des Einsatzes von 
Karl Döring. 

Alexander King

gewährleistet werden.

Aber auch die inhaltliche Arbeit geht wei-
ter. Seit dem Sommer 2016 informiert 
der Arbeitskreis über seine Aktivitäten 
auf einer neuen Internet-Seite. Sie ist zu 
erreichen unter "www.gedenkort-leber.
de“. Neben aktuellen Terminen finden 
sich dort die bereits erarbeiteten Aus-
stellungen der vergangenen Jahre sowie 
Informationen zum geplanten Lern- und 
Gedenkort. 

Für das nächste Jahr ist eine neue Aus-
stellung mit dem Arbeitstitel "Annedore 
Leber als Publizistin" in Vorbereitung. Im 
Mittelpunkt werden ihre Veröffentlichun-
gen zum Widerstand gegen den National-
sozialismus, ihre verlegerischen Tätigkei-
ten mit dem Mosaik-, später Annedore-
Leber-Verlag und ihre Mitherausgabe der 
Zeitung „Telegraf“ stehen.  

Andreas Bräutigam
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Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietsteige-
rungen? Wo werden ganze Häuser „leergezogen“ 
um grundzusanieren und anschließend in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln? Wo werden Woh-
nungen zu Ferienwohnungen umgewandelt oder 
bereits als solche genutzt? Wo werden die weitge-
henden Mieterhöhungsspielräume extrem ausge-
nutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu extremen 
Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen Hartz-IV-

Haushalte Wohnungen räumen, weil sie eine Auf-
forderung des JobCenters erhielten, ihre Mietkos-
ten zu senken?
Wir wollen Ross und Reiter nennen, weil wir nicht 
nur aus nüchternen Statistiken die Änderung der 
Lebensumstände von so vielen Menschen in un-
serem Bezirk bewerten wollen. Wir wollen die-
se Erfahrungs- und Wissenssammlung in politi-
sche Initiative umsetzen: krasse Fälle öff entlich 
machen, die Vernetzung und den Widerstand un-
terstützen und im Rahmen unserer Möglichkei-
ten auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene parla-
mentarische Initiativen anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an kontakt@linksfraktion-ts.de oder 
per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 10827 
Berlin
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Wahlkreisbüro
Grunewaldstr. 73 
10823 Berlin                 
Tel.: 
+49 30 98 354 777 

           Deutscher 
Bundestag
Platz der Republik 1 
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Telefax: (+4930) 227 76851 

I m p r e s s u m
Herausgeber: DIE LINKE Berlin, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin, Redaktion: DIE LINKE 
Tempelhof-Schöneberg; Berliner Bank IBAN: DE 75 1007 0848 0525 6078 06 
BIC: DEUTDEDB110; Erscheinungsweise: 10-12x jährlich; diese Ausgabe: Aufl age: 2.000 Ex-
emplare; V.i.S.d.P.: Bezirksvorstand, Alexander King, Layout: Grace Irazoque; Druck: 
Bunter Hund; Namentlich gekennzeichnete Artikel geben die Meinung des Autors oder der 
Autorin wieder und entsprechen nicht immer der Meinung der Redaktion oder des Bezirks-
vorstandes. Textabgabe-Termin ist jeden 15. des Monats, für die Dezember 2016 Ausga-
be war er am 15.November 2016. Schlussredaktion: 13. Dezember 2016. Januar 2017-Pla-
nung 21.12.2016, nur nach Absprache! Diese Nummer erscheint online voraussichtlich 
am 14.12.2016, in Druckversion am 15.12.2016.

Rechtsberatung 
mit Rechtsanwalt Claus Förster, jeden 
2. Dienstag im Monat von 11-13 Uhr 
in der »Roten Insel«, Feurigstraße 68 
(S1 Julius-Leber-Brücke) um telefoni-
sche Anmeldung wird gebeten.  

DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. und Do: 11 - 18 Uhr
Mo. und Fr: 11 - 15 Uhr
Tel. : +49 30 21 997-140
Fax: +49 21 729 26
e-Mail: bezirk@die-linke-
tempelhof-
schoeneberg.de
Webseite: 
www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.de
Termine in der 
Roten Insel
Mitglieder-
Wahlversammlung
Bitte telefonisch erfragen
Bezirksvorstand
26.10. u. 09. und 
21.12.2016, 19 Uhr 
Basisorganisationen(BO) 
BO Schöneberg
19.12., 19 Uhr
BO Tempelhof
Bitte telefonisch erfragen.
BO Arbeit-Soziales
Bitte telefonisch erfragen.
Arbeitskreis Kommunale 
Altersversorgung (AKA)
17.01.2017 18 Uhr
Sondertermine: 
Inselgespräche
Telefonisch erfragen
JobCenter-Infostand
10.01.2017 (in der Regel 
Je.1. Di.) 10 Uhr, Wolf-
ramstraße

Unsere 
Bezirksfraktion und 
Arbeitskreis 
Kommunales (AKK) Siehe 
bitte S. 3
Unser Abgeordneter
Harald Gindra Kontakt S. 4

Bürgersprechstunde 
mit Azize Tank, MdB – Mittwoch: 
16 - 18 Uhr, um telefonische Anmeldung 
wird gebeten.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, in meiner 
Bürgersprechstunde gebe ich Ihnen regelmäßig 
die Gelegenheit, mich persönlich in meinem Bür-
gerbüro in der Grunewaldstraße 73 anzutref-
fen. Dort nehme ich mir Zeit für Sie 
und habe ein off enes Ohr für Ihre Fragen, Anre-
gungen und Sorgen. Um unnötige Wartezeiten 
zu vermeiden, melden Sie sich bitte telefonisch 
oder via E-Mail an: Tel.: 030 – 98354-777; 
E-Mail: azize.tank.wk@bundestag.de
Herzliche Grüße
Azize Tank

Rechtsberatung im Bürgerbüro 
von Azize Tank, MdB – (jeweils von 
14 - 16 Uhr) Mittwoch, um telefonische 
Anmeldung wird gebeten.
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, bei Proble-
men mit dem Jobcenter, Ämtern oder mit Ihrem 
Vermieter muss vieles nicht einfach so hingenom-
men werden und häufi g lohnt sich Widerspruch! 
Zu diesem Zweck fi ndet in meinem Bürgerbüro 
regelmäßig eine kostenfreie juristische Erstbera-
tung mit Rechtsanwalt Eberhard Schultz statt. 
Um Voranmeldung wird gebeten.
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